
Wenn es um die EU geht, haben die 
meisten Menschen reflexartig zwei 
Ressentiments: Erstens, die EU ist ein 
Bürokratiemonster, zu nichts ande-
rem da, als einen Abnutzungskrieg 
gegen den gesunden Menschenver-
stand zu führen. Zweitens, die EU ist 
unermüdlich dabei, nationale Identi-
täten im Säurebad einer abstrakten 
europäischen Identität aufzulösen. 
Mit diesen Argumenten wird in allen 
EU-Ländern von antieuropäischen 
Polemikern Politik gemacht. Aber 
stimmt das? Ja und nein.

Gerade das Lebensmittelrecht der 
EU hat zu solchen Befürchtungen 
zweifellos beigetragen. Am Anfang 
stand, ganz klar, die Gurke. Die Gur-
ke ist der ewige Begleiter aller EU-Po-
litiker, das saure Gegenstück zum sü-
ßen Euro. Und die Gurke ist der 
Evergreen der Anti-EU-Polemiker, ge-
nauer: die »Verordnung (EWG) Nr. 
1677/88 der Kommission vom 15. 
Juni 1988 zur Festsetzung von Quali-
tätsnormen für Gurken«. Wahr-
scheinlich gibt es keine Verordnung, 
die dem Image der EU als Bürokratie-

monster, als kafkaeske Beamtenfreak-
show so förderlich war, wie diese.

Mehrere Dutzend Qualitätsnor-
men und Kriterien widmete die dama-
lige Europäische Gemeinschaft der 
Gurke. Dort wird zum Beispiel festge-
legt: »Die Gurken müssen genügend 
entwickelt, die Kerne jedoch noch 
weich sein.« Und so geht das munter 
weiter, die philosophisch-ästhetischen 
Betrachtungen zur EU-Gurke, bis die 
Sätze kommen, die sich zum Klassiker 
entwickelt haben: Die EU-Gurke 
müsse »ziemlich gut geformt und 

Am Anfang
war die Gurke

Von wegen freier Markt – die Europäische Union verbilligt  
Milch und Getreide und sie legt fest, wie Obst und wie Gemüse  

aussehen muss. Die Frage ist: Wie lange noch? 
Text: Jost Kaiser

Die eigenen Pfründe sichern:  
Französische Obstbauern 

protestieren gegen spanisches Obst 
in den Supermärkten, indem sie 
Pfirsiche auf die Straße kippen
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praktisch gerade sein (maximale 
Krümmung: 10 mm auf 10 cm Länge 
der Gurke)«. 

Man muss heute sagen: Ja, so war 
das mit der EU. Neben der Gurken-
Vorschrift gab es Ähnliches für Zuc-
chini, Möhren, Lauch, Spargel, Apri-
kosen und vieles mehr. Indes: Vom 
1. Juli 2009 an sind diese Vorschriften 
entfallen. Gut. Schlecht: Viele Obst-
sorten dürfen weiterhin nicht so 
wachsen, wie sie wollen. Aufrechter-
halten werden nämlich die Vorschrif-
ten für die in Europa umsatzstarken 
Obst- und Gemüsesorten, z. B. Äpfel, 
Erdbeeren und Tomaten. Die einzel-
nen EU-Staaten können aber eine Ab-
weichung von der Norm erlauben, 
sofern eigenwillig geformte Früchte 
etwa als »zur Verarbeitung bestimmt« 
gekennzeichnet werden.

Und wie ist das mit der Gleichma-
cherei, mit dem Schleifen nationaler 
Identitäten? Will die EU den Franzo-
sen ihren Wein verpanschen und den 
Deutschen ihr Bier? Die EU sieht sich 
als Freihandelszone. Es geht also we-
niger darum, Deutschen ihr Bier und 
Franzosen ihren Wein zu verpan-
schen, es geht darum, dass nationale 
Vorschriften nicht andere Wettbewer-
ber behindern sollen. Beispiel deut-
sches Reinheitsgebot: Nach einer über 
dreijährigen Auseinandersetzung fäll-
te der Europäische Gerichtshof am 
12. März 1987 sein »Reinheitsgebots-
urteil«. Biere, die in anderen Mit-
gliedsländern der EU rechtmäßig her-
gestellt oder »verkehrsfähig« waren, 
erlangen diese »Verkehrsfähigkeit« 
auch auf dem deutschen Markt – un-
abhängig davon, ob sie entsprechend 
den strengen Vorschriften des Rein-
heitsgebotes hergestellt werden oder 
nicht. Einziges Zugeständnis: Bei Ab-
weichungen vom Reinheitsgebot müs-
sen alle dem Reinheitsgebot fremden 
Stoffe im Zutatenverzeichnis deutlich 
erkennbar angegeben werden. Bier ist 
also auch das belgische Fruchtbier.

 Ähnliche Liberalisierungen gibt es 
für viele Lebensmittel. Indes verbietet 
die EU weniger strenge oder traditio-
nelle Standards, sie öffnet tendenziell 
eher Märkte für Mitbewerber, die mit 
jeweils weniger strengen Regeln ope-
rieren. Daran zeigt sich der eigentli-
che Charakter der EU als Wirtschafts-

verbund, in dem Handelsgrenzen 
abgebaut werden sollen. Gezwungen, 
minderwertige Lebensmittel zu essen, 
wird aber niemand. Der EU-Konsu-
ment wird als mündiger Einkäufer ge-
sehen, der sich selbst informiert.

Doch wie wird überhaupt produ-
ziert, was später in Vorschriften regle-
mentiert wird? Hier kommen die Ag-
rarsubventionen ins Spiel. Sie haben 
nicht nur Auswirkungen auf die Pro-
duktionsweise in der EU, sie haben 
Auswirkungen auf die Nahrungsmit-
telproduktion und die Lebensweise 
von Menschen in der ganzen Welt.

Jeder EU-Bürger zahlt im Jahr 
durchschnittlich 250 Euro an Steuern 
in die Kasse der Europäischen Union. 
Davon fließen rund 100 Euro allein in 
den klassischen Agraretat. Das sind 
mehr als ein Drittel des EU-Gesamte-
tats, insgesamt etwa 43 Milliarden 
Euro. In Deutschland gehen jährlich 
mehr als fünf Milliarden Euro an EU-
Agrarsubventionen als Direktzahlun-
gen an landwirtschaftliche Betriebe. 
Die Subventionen kommen vor allem 
wenigen Großbetrieben zugute, die 
eine industrialisierte und rationali-
sierte Landwirtschaft auf großer Flä-
che betreiben. Auf 0,5 Prozent der 
Betriebe entfällt in Deutschland ein 
Fünftel der Subventionen in Höhe 
von jeweils mehr als 300.000 Euro. 
Dagegen bekommen 70 Prozent der 
Bauernhöfe in Deutschland im Schnitt 
weniger als 10.000 Euro Subventio-
nen im Jahr.

Dazu kommen Exportsubventio-
nen, mit denen die Preise von europä-
ischen Landwirtschaftsprodukten für 
den Weltmarkt häufig auf ein Niveau 
unterhalb der Produktionskosten ge-
drückt werden. Diese gefährden auch 
in den Ländern des Südens die Exis-
tenz vieler Kleinbauern. Subventio-
nierte europäische Importe über-
schwemmen mit Dumpingpreisen die 
dortigen lokalen Märkte und ver-
drängen die Erzeugnisse heimischer 
Produzenten. Die regionale Lebens-
mittelproduktion bricht daher vieler-
orts zusammen. 

Die Entwicklungshilfeorganisation 
Oxfam hat diesen Subventionswahn-
sinn für die EU-Milchproduktion ein-
mal anhand der Exporte in die soge-
nannten AKP-Staaten, die Gruppe der 

afrikanischen, karibischen und pazifi-
schen Staaten, und in Entwicklungs-
länder aufgeschlüsselt. 68 Prozent der 
Milchexporte der EU gingen 2007 in 
Entwicklungsländer, darunter 24,6 
Prozent allein nach Afrika.

Ein Beispiel für die Folgen der Ex-
portsubventionen: In Bangladesch 
wurde ein mehrjähriges Programm 
von der FAO (Food and Agriculture 
Organization der UN) zum Aufbau 
der Milcherzeugung aufgelegt. Seit 
Jahresbeginn 2009 exportieren euro-
päische Molkereien nun Milchpulver 
zu Schleuderpreisen in das von Na-
turkatastrophen gebeutelte Land. Das 
bedroht die Existenzen der Milchbau-
ern dort.

Ähnlich wie bei der Milch sieht es 
auch bei anderen Lebensmitteln aus: 
Für Getreide plante die EU-Kommis-
sion für 2009 62 Millionen Euro För-
dermittel ein, für den Export von Zu-
cker werden dieses Jahr 440 
Millionen Euro und für Geflügel 91 
Millionen Euro ausgegeben. Die 
Welthandelsorganisation (WTO) hat 
dazu eine eigene Meinung: keine gute. 
Nämlich die, dass EU-Exportsubven-
tionen den Weltmarkt kaputt machen 
und verhindern, dass ärmere Länder 
am Markt bestehen können (siehe 
auch Interview S. 5). Nach Berech-
nungen der Weltbank aus dem Früh-
jahr 2008 sind die Preise für Nah-
rungsmittel von Anfang 2005 bis 
Februar 2008 um 83 Prozent gestie-
gen, Weizen legte sogar um 181 Pro-
zent zu. Daher sind die EU-Subventi-
onen gar nicht mehr notwendig. Die 
Exportzuschüsse auch nicht, die nur 
dazu dienen, die Nahrungsmittelpro-
duktion in der EU konstant zu halten.

Das Problem ist erkannt: Die soge-
nannte Doha-Runde (Wirtschafts- 
und Handelsminister der WTO-Mit-
gliedstaaten 2001) will alle 
Exportsubventionen abschaffen. Bis 
2013. Bis dahin werden noch einige 
Bauern außerhalb Europas vom 
Markt verdrängt. Denn die EU hat ihr 
Milchpulver noch lange nicht ver-
schossen. •

Jost Kaiser (40) war Mitarbeiter der »Süddeut-
schen Zeitung« und Politik-Redakteur bei »Vanity 
Fair«, zurzeit arbeitet er als freier Autor und Blog-
ger in Berlin. 
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